
Kapitel 9: Krise der Vernunft im Digitalen Zeitalter  

Habermas‘ Theorie des kommunikativen Handelns sieht sich in der heutigen digitalen Realität 
mit einer Paradoxie konfrontiert: Während das Internet theoretisch die technische Infrastruktur 
für eine weltweite, herrschaftsfreie Kommunikation bietet, führt die tatsächliche Ausgestaltung 
der digitalen Plattformen zu einer Zersetzung der rationalen Öffentlichkeit. 

Die „ideale Sprechsituation“ als notwendiges normatives Fundament jeder Verständigung wird 
im digitalen Raum systematisch untergraben. Die Algorithmen der sozialen Medien sind nicht 
auf die Erzielung von Einverständnis durch das bessere Argument programmiert, sondern auf 
die Maximierung von User-Engagement und Verweildauer. Damit wird die Sprache von ihrer 
verständigungsorientierten Funktion entkoppelt und zu einem Werkzeug der strategischen 
Beeinflussung degradiert. 
 
Die digitale Transformation erzeugt damit eine neue Form des „Strukturwandels der 
Öffentlichkeit“. Wo früher redaktionell betreute Massenmedien eine gewisse Filterfunktion für 
Qualität und Wahrheit wahrnahmen, tritt nun eine ungefilterte, algorithmisch sortierte Flut von 
Informationen. Dies führt nicht zu mehr Aufklärung, sondern zu einer neuen Unübersichtlichkeit, 
in der die Grenze zwischen privater Meinung und öffentlichem Geltungsanspruch verschwimmt. 
Habermas sieht darin eine existenzielle Bedrohung für die deliberative Demokratie: Wenn die 
Bürger nicht mehr in der Lage sind, sich auf eine gemeinsame Faktenbasis zu einigen und 
Argumente rational zu prüfen, bricht das Projekt der Moderne von innen heraus zusammen. 

9.1 Die neue Form des Aberglaubens: „Fake News“ und 
Verschwörungstheorien als weltanschaulich imprägnierte 
Überzeugungen 

Die Renaissance archaischer Denkformen wie Verschwörungsmythen im Zeitalter des 
unbegrenzten Informationszugangs ist nicht als Mangel an Bildung zu verstehen, sondern als 
eine systematische Flucht aus der Diskursivität. 

9.1.1 Der Zusammenbruch des Wahrheitsanspruchs: Die Verdrängung 
der diskursiven Prüfung 

In der klassischen Diskurstheorie ist ein Satz wahr, wenn er einer intersubjektiven Prüfung unter 
idealen Bedingungen standhalten würde. Im digitalen Zeitalter wird dieser prozedurale 
Wahrheitsbegriff durch eine Affektlogik ersetzt, was zur Erosion des Wahrheitsbegriffs führt. 

Die Entkoppelung von Geltungsanspruch und Evidenz im digitalen Diskurs 

In der ursprünglichen Theorie der Universalpragmatik (siehe Kapitel 6) ist jeder Sprechakt ein 
Versprechen: Wer behauptet, dass p der Fall ist, geht die Verpflichtung ein, diesen 
Geltungsanspruch bei Bedarf durch Argumente oder Beweise einzulösen. Im digitalen Diskurs 
findet jedoch eine radikale Entkoppelung von Geltung und Einlösung statt. 

Diese Entkoppelung manifestiert sich in drei spezifischen Phänomenen: 



Die De-Institutionalisierung der Wahrheit: In der klassischen Öffentlichkeit waren 
Geltungsansprüche an Institutionen (Wissenschaft, Qualitätsjournalismus) gebunden, die für die 
Prüfung von Evidenz bürgten. Im digitalen Raum fällt diese „Filterinstanz“ weg. Informationen 
zirkulieren als isolierte Fragmente, die den Anschein von Wahrheit erwecken, ohne jedoch in 
einen Kontext eingebettet zu sein, der ihre Verifikation ermöglicht. Der Geltungsanspruch wird 
erhoben, aber die „Bringschuld“ der Begründung wird systematisch verweigert. 

Die „Post-Faktizität“ als prozedurales Defizit: Habermas sieht das Problem der „Fake News“ 
nicht allein im falschen Inhalt, sondern in der Zerstörung der Diskursregeln. In sozialen 
Netzwerken wird die Evidenz (die Beweislast) oft durch die schiere Frequenz der Wiederholung 
ersetzt. Ein Geltungsanspruch gilt als „eingelöst“, wenn er oft genug geliked oder geteilt wurde. 
Dies ist eine Perversion der diskursiven Wahrheitssuche: Die statistische Popularität tritt an die 
Stelle der rationalen Prüfung. 

Die Erosion der Zurechenbarkeit: Da die digitale Kommunikation oft anonym oder pseudonym 
erfolgt, entzieht sich der Sprecher der moralischen und logischen Verantwortung für seine 
Behauptung. Wer nicht als fassbare Person für sein Wort einsteht, kann auch nicht zur 
Rechenschaft gezogen werden, wenn seine Evidenz in sich zusammenbricht. Die 
„kommunikative Entlastung“ führt dazu, dass Geltungsansprüche inflationär und folgenlos in den 
Raum gestellt werden können. 

Für Habermas bedeutet dies, dass der digitale Raum die Sanktionskraft des besseren 
Arguments verliert. Wenn Geltungsansprüche nicht mehr an die Pflicht zur Evidenz gebunden 
sind, verwandelt sich die Kommunikation von einem Medium der Verständigung in ein Medium 
der bloßen Selbstbestätigung oder der strategischen Lärmerzeugung. Damit bricht das rationale 
Rückgrat der Lebenswelt – die Erwartung, dass wir uns auf die Wahrheit des Gesagten 
verlassen können – schleichend weg. 

Die Vorherrschaft der „Affektlogik“ über die logische Konsistenz 

Die technische Architektur der digitalen Plattformen programmiert die menschliche Kognition 
von der rationalen Prüfung auf die emotionale Reaktion um und transformiert den Diskurses in 
eine Arena der Affekte. Während die ideale Sprechsituation eine „Abkühlung“ von Emotionen 
zugunsten sachlicher Argumente verlangt, wirken Algorithmen als „Brandbeschleuniger“ für 
Empörung und Leidenschaft. 

Habermas argumentiert, dass die digitale Öffentlichkeit eine Umgebung schafft, in der die 
logische Konsistenz einer Aussage gegenüber ihrer emotionalen Anschlussfähigkeit ins 
Hintertreffen gerät. In einer klassischen Debatte werden Widersprüche innerhalb einer 
Argumentation als Fehler identifiziert und führen zum Verlust an Glaubwürdigkeit. Im digitalen 
Raum hingegen wird die Kohärenz durch die Intensität des Gefühls ersetzt. Eine Behauptung 
muss nicht mehr in sich logisch stimmig sein; es reicht, wenn sie ein bestehendes Ressentiment 
oder eine kollektive Angst erfolgreich adressiert. 

Dies führt zu mehreren schwerwiegenden Verzerrungen des kommunikativen Handelns: 

Die Ökonomie der Erregung: Da Plattformen auf die Maximierung der Verweildauer 
programmiert sind, werden Inhalte bevorzugt, die starke affektive Reaktionen (Wut, Angst, 



triumphale Zustimmung) auslösen. Das „bessere Argument“ ist oft zu nuanciert und damit zu 
„leise“, um gegen die schrille Affektlogik zu bestehen. 

Die Immunisierung gegen Fakten: Wenn eine Überzeugung primär affektiv verankert ist, wirken 
rationale Gegenargumente nicht aufklärend, sondern werden als Bedrohung der eigenen 
Identität wahrgenommen. Die logische Korrektur prallt an der emotionalen Panzerung ab. 

Die Erosion der Urteilskraft: Der ständige Strom an affektgeladenen Informationen überfordert 
die Fähigkeit zur kritischen Distanz. Die „schnelle“ emotionale Intuition verdrängt das 
„langsame“ diskursive Denken. 

Für Habermas bedeutet diese Vorherrschaft der Affektlogik einen Rückfall in vor-aufklärerische 
Zustände. Die Vernunft wird nicht durch Argumente besiegt, sondern durch die technische 
Verstärkung des Irrationalen einfach überspielt. Damit verliert die Kommunikation ihre 
reinigende Funktion: Anstatt Konflikte durch Verständigung zu lösen, werden sie durch die 
Eskalation von Affekten zementiert. 

9.1.2 Das Ende der Geltungsansprüche: Das Verschwimmen der 
Grenzen  

Die schleichende Auflösung der erkenntnistheoretischen Kategorien, die für eine 
funktionierende Kommunikation unerlässlich sind, führt zu einer systematischen Erosion der 
Trennung zwischen objektiven Tatsachen (der Welt, wie sie ist) und subjektiven 
Meinungsäußerungen (der Welt, wie ich sie empfinde). In der klassischen Universalpragmatik 
ist die Unterscheidung zwischen dem Anspruch auf Wahrheit (objektiv) und dem Anspruch auf 
Wahrhaftigkeit (subjektiv) jedoch für jeden Diskurs konstitutiv. 

Die Transformation von Tatsachen in subjektive Meinungsäußerungen 

Die gravierendsten Fehlentwicklungen der digitalen Kommunikation ist die Nivellierung der 
Geltungsansprüche. In seiner klassischen Diskurstheorie (Kapitel 6) unterschied Habermas 
streng zwischen der objektiven Welt (über die wir wahre Aussagen machen), der sozialen Welt 
(in der wir über richtige Normen streiten) und der subjektiven Welt (zu der wir uns wahrhaftig 
äußern). Eine rationale Verständigung ist nur möglich, wenn die Teilnehmer wissen, auf welche 
dieser Welten sie sich beziehen. Die digitale Kommunikation führt jedoch zu einer fatalen 
Vermischung, die Habermas als die Transformation von Tatsachen in bloße 
Meinungsäußerungen beschreibt. 

Dieser Prozess beginnt damit, dass wissenschaftlich gesicherte Erkenntnisse oder empirische 
Fakten im digitalen Raum nicht mehr als eine übergeordnete Instanz akzeptiert werden, die den 
Rahmen des Diskurses abgrenzt. Stattdessen werden sie wie Konsumgüter behandelt, die man 
sich je nach weltanschaulicher Passung aussuchen kann. Wenn eine Person ein Faktum 
präsentiert, der dem Weltbild eines anderen widerspricht, wird dieses nicht mehr als objektive 
Herausforderung begriffen, sondern als „Meinung“ des Gegenübers diskreditiert. Damit verliert 
die Wahrheit ihre Verbindlichkeit. Es findet eine radikale Subjektivierung statt, bei der die 
Kategorie der Wahrheit durch die Kategorie der „Authentizität“ oder der „persönlichen 
Betroffenheit“ ersetzt wird. In dieser Logik gilt ein Satz nicht mehr deshalb als wahr, weil er sich 



an der Welt bewährt hat, sondern weil er die innere Überzeugung des Sprechers widerspiegelt. 

Diese Entwicklung zerstört die Grundlage für das, was Habermas den „zwanglosen Zwang des 
besseren Arguments“ nennt. Argumente können nur dort wirken, wo es eine Anerkennung von 
Tatsachen gibt, die für alle Beteiligten gleichermaßen gelten. Wenn jedoch jede 
Tatsachenbehauptung unter den Vorbehalt des „Das ist eben deine Sichtweise“ gestellt wird, 
bricht die Kommunikation als Medium der Problemlösung zusammen. Der Diskurs verwandelt 
sich von einer gemeinsamen Suche nach Wahrheit in einen bloßen Austausch von 
Befindlichkeiten. Habermas sieht darin eine De-Rationalisierung der Lebenswelt: Wenn wir uns 
nicht mehr auf eine gemeinsame objektive Welt beziehen können, verlieren wir die Fähigkeit zur 
intersubjektiven Verständigung. Die „Eigenerzählung“ tritt an die Stelle der Evidenz, was letztlich 
dazu führt, dass die Öffentlichkeit in unversöhnliche Lager zerfällt, die nicht einmal mehr über 
das Vokabular verfügen, um ihre Differenzen rational auszutragen. 

Der Verlust der korrigierenden Kraft des Widerspruchs in anonymen Räumen  

Die psychologische und soziologische Dynamik, die durch die digitale Anonymität und die 
räumliche Distanz im Netz ausgelöst wird, gefährdet die Basis der Diskursethik die darauf 
beruht, dass wir uns im Gespräch gegenseitig als Personen anerkennen, die für ihre Worte 
einstehen. Diese physische oder zumindest namentliche Präsenz wirkt in der klassischen 
Kommunikation als eine Art regulative Kraft: Wer Unwahrheiten verbreitet oder unlogisch 
argumentiert, setzt seinen Ruf und seine soziale Anerkennung aufs Spiel. Der Widerspruch des 
Gegenübers löst unter diesen Bedingungen eine kognitive und soziale Spannung aus, die den 
Sprecher dazu zwingt, seine Position zu prüfen, zu revidieren oder besser zu begründen. 

In den anonymen oder pseudonymen Räumen des Internets fällt diese korrigierende Kraft des 
Widerspruchs jedoch weitgehend weg - die digitale Struktur bewirkt eine „Entlastung von der 
Zurechenbarkeit“. Da der Sprecher keine soziale Sanktion oder Beschämung fürchten muss, 
wenn seine Argumente in sich zusammenbrechen, sinkt die Motivation zur rationalen 
Selbstkorrektur drastisch. Der Widerspruch wird nicht mehr als notwendiger Teil eines 
gemeinsamen Lernprozesses wahrgenommen, sondern als bloßes Rauschen oder als 
feindseliger Akt einer anonymen Masse. Die fehlende soziale Einbettung führt dazu, dass das 
Individuum sich gegenüber Kritik immunisiert. Anstatt den „zwanglosen Zwang des besseren 
Arguments“ zu spüren, empfindet der anonyme Sprecher den Widerspruch lediglich als eine 
Störung seiner eigenen Selbstbestätigung. 

Darüber hinaus ermöglicht die digitale Architektur den unmittelbaren Rückzug aus 
unangenehmen Kommunikationssituationen. Während man in einer physischen Debatte dem 
Argument des anderen bis zu einem gewissen Grad ausgeliefert ist, erlaubt das Netz das 
einfache Blockieren, Löschen oder das Abwandern in geschlossene Gruppen, in denen nur 
noch Zustimmung herrscht. Dieser Verlust des „Vetos des Anderen“ bedeutet für Habermas das 
Ende der diskursiven Vernunft in diesen Räumen. Wenn der Widerspruch keine Konsequenzen 
mehr für die Geltung einer Aussage hat, verwandelt sich die Kommunikation in eine bloße 
Aneinanderreihung von Monologen. Die reinigende Funktion der Kritik, die für die Aufklärung so 
entscheidend war, wird durch eine technische Struktur ersetzt, die das Beharren auf dem Irrtum 
belohnt und die mühsame Arbeit der rationalen Revision umgeht. 



9.1.3 Verschwörungsmythen als säkularisierte Religionen 

Das paradoxe Wiedererwachen mythischer Weltbilder inmitten einer hochgradig technisierten 
Gesellschaft resultiert aus der Überforderung des modernen Subjekts durch eine Welt, die 
immer komplexer, kontingenter und schwerer durchschaubar wird. Während die rationale 
Wissenschaft diese Komplexität nur noch mit hochspezialisiertem Fachwissen erklären kann, 
das für den Laien kaum noch nachvollziehbar ist, bieten Verschwörungsmythen eine radikale 
Rückkehr zur Eindeutigkeit. 

Habermas deutet diese Mythen als säkularisierte Religionen, da sie eine ähnliche Funktion wie 
das religiöse Dogma erfüllen: Sie stiften Sinn, ordnen das Chaos und identifizieren klare 
Schuldige. Wo die moderne Vernunft nur noch anonyme Systemprozesse (wie den globalen 
Markt oder Klimaveränderungen) sieht, setzen Verschwörungsmythen wieder auf personale 
Akteure und geheime Absichten. Sie verwandeln die beängstigende Zufälligkeit des Lebens in 
einen absichtsvollen Plan. Damit bieten sie eine psychische Entlastung durch 
Komplexitätsreduktion, erkaufen diese jedoch um den Preis der rationalen Diskursfähigkeit. Wer 
an einen solchen Mythos glaubt, hat den Boden der gemeinsamen Wahrheitssuche verlassen 
und sich in ein geschlossenes System gerettet, das gegen jede wissenschaftliche Korrektur 
immun ist. 

Die Wiederkehr des manichäischen Weltbildes (Gut gegen Böse) 

Die moralische Tiefenstruktur von Verschwörungstheorien lässt sich als einen Rückfall in 
archaische, vor-aufklärerische Denkmuster beschreiben. Die Unfähigkeit der digitalen 
Kommunikation, die Ambivalenzen und Grauzonen der modernen Welt auszuhalten, mündet 
letztlich in eine Wiederbelebung des Manichäismus – die radikale Unterteilung der Existenz in 
Licht und Finsternis, in das absolut Gute und das absolut Böse. 

In der Postmoderne, so Habermas, wird diese Struktur durch die algorithmische Filterung 
sozialer Medien massiv verstärkt. Während die deliberative Vernunft darauf angewiesen ist, das 
Gegenüber als einen zwar irrenden, aber grundsätzlich rationalen Partner anzuerkennen, 
zerstört das manichäische Weltbild diese Symmetrie. In Verschwörungserzählungen wird der 
politische oder wissenschaftliche Gegner nicht mehr als jemand gesehen, der andere 
Argumente hat, sondern als Agent einer finsteren Macht. Diese Personalisierung des Bösen 
dient der moralischen Selbstvergewisserung der eigenen Gruppe. Wer sich selbst auf der Seite 
des absoluten Guten wähnt, muss die Argumente der „Anderen“ nicht mehr prüfen; er muss sie 
lediglich als Teil einer bösartigen Täuschung entlarven. 

Habermas sieht darin eine fatale Regression des kommunikativen Handelns. Die moralische 
Differenzierung wird durch eine binäre Logik ersetzt, die keinen Raum für Kompromisse oder 
Verständigung lässt. In einer Welt, die nur noch aus Rettern und Verschwörern besteht, 
kollabiert der öffentliche Diskurs, da die notwendige Voraussetzung der Kooperation – das 
Vertrauen in die grundsätzliche Wahrhaftigkeit des anderen – systematisch zerstört wird. Das 
digitale Zeitalter liefert hierfür die technische Infrastruktur: Es erlaubt die Bildung geschlossener 
Gemeinschaften, die ihre Identität primär aus der kollektiven Abwertung eines imaginierten 
Feindbildes beziehen. Damit wird die Aufklärung, die einst antrat, um Mythen durch Vernunft zu 
ersetzen, von einer neuen Welle der Mythisierung überrollt, die sich ausgerechnet der 



modernsten Kommunikationsmittel bedient. 

Pseudo-kausale Erklärungsmodelle als Ersatz für wissenschaftliche Kontingenz  

Das tiefgreifenden Bedürfnis des Menschen nach Sinnhaftigkeit und Kausalität erfährt in der 
digitalen Moderne eine gefährliche Fehlleitung aufgrund der Unfähigkeit vieler Individuen, die 
Kontingenz – also die prinzipielle Zufälligkeit und Unvorhersehbarkeit – moderner 
gesellschaftlicher und natürlicher Prozesse zu akzeptieren. Wissenschaftliche Erklärungen für 
Krisen, wie etwa Pandemien, Wirtschaftskrisen oder Klimaveränderungen, verweisen oft auf 
komplexe, systemische Wechselwirkungen, die keinen spezifischen „Schuldigen“ kennen und 
deren Ausgang ungewiss bleibt. 

Verschwörungstheorien springen hier als pseudo-kausale Erklärungsmodelle ein. Sie ersetzen 
die schwer erträgliche Zufälligkeit durch eine intentionale Logik: Nichts geschieht durch Zufall, 
alles ist geplant, und hinter jedem Ereignis steht eine bewusste Absicht. Diese Form der 
Pseudo-Kausalität ist für das menschliche Bewusstsein weitaus attraktiver als die 
wissenschaftliche Nüchternheit, da sie die Welt wieder „lesbar“ macht. Anstatt sich mit 
abstrakten Systemtheorien oder statistischen Wahrscheinlichkeiten auseinanderzusetzen, kann 
das Individuum komplexe Weltläufe auf das Handeln einer kleinen Gruppe von Verschwörern 
zurückführen. 

Diese Regression hat laut Habermas fatale Folgen für das kommunikative Handeln. Während 
die Wissenschaft ihre Erkenntnisse als fallibel (fehlbar) kennzeichnet und den Diskurs sucht, 
behauptet das pseudo-kausale Modell eine absolute, geheime Wahrheit. Es findet eine 
Verschiebung statt: Die mühsame Suche nach objektiven Ursachen wird durch die Suche nach 
böswilligen Motiven ersetzt. Damit wird die Vernunft durch eine paranoide Deutungslogik 
ersetzt, die jeden Gegenbeweis als Teil der Verschwörung umdeutet. Die digitale Vernetzung 
wirkt dabei als Verstärker, indem sie es ermöglicht, jede noch so kleine Anomalie in 
Datenmengen als „Beweis“ für eine versteckte Absicht umzudeuten und so ein geschlossenes 
System der Wahnbildung zu festigen, das sich der rationalen Kritik entzieht. 

9.1.4 Die Immunität gegen Kritik: Die Dynamik geschlossener 
Systeme  

Das Phänomen der epistemischen Abkapselung wirft die Frage auf, wie Überzeugungssysteme 
beschaffen sein müssen, um in einer eigentlich pluralistischen und kritischen Welt dauerhaft zu 
bestehen. Digitale Teilöffentlichkeiten entwickeln zunehmend Mechanismen, die eine totale 
Immunität gegen Kritik erzeugen. Diese Immunität ist das Ende jeglicher Diskursethik, da sie 
den „zwanglosen Zwang des besseren Arguments“ strukturell unmöglich macht. 

Habermas beschreibt diese Dynamik als den Übergang von einer offenen Kommunikation zu 
einem geschlossenen System. Während die Vernunft darauf angewiesen ist, dass Aussagen 
grundsätzlich widerlegbar bleiben, konstruieren sich diese neuen digitalen Weltbilder so, dass 
jeder Widerspruch bereits im Vorfeld entwertet wird. Kritik wird nicht mehr als inhaltliches 
Argument wahrgenommen, sondern als Symptom der Zugehörigkeit zum „feindlichen System“. 
Damit erschaffen diese Systeme eine kreisförmige Logik: Wer widerspricht, beweist damit nur, 
dass er entweder getäuscht wurde oder selbst Teil der Verschwörung ist. Es handelt sich hierbei 
nicht nur um einen Mangel an Informationen, sondern um eine bewusste, technisch unterstützte 



Zerstörung der kritischen Urteilskraft, die das Subjekt in einer Echokammer der Unfehlbarkeit 
gefangen hält. 

Die moralische Diskreditierung des Gegners als Immunisierungsstrategie  

Eine spezifische Form der Kommunikationsverweigerung, die im digitalen Raum zur 
Standardtaktik geworden ist der Ersatz der sachlichen Debatte durch die moralische 
Exkommunikation durch die Verschiebung des Fokus vom Inhalt einer Aussage hin zur Person 
des Sprechers. In einer rationalen Öffentlichkeit sollte die Wahrheit einer Behauptung 
unabhängig davon geprüft werden, wer sie ausspricht. Im digitalen Zeitalter wird dieser 
Grundsatz der Diskursethik jedoch durch eine Strategie der radikalen Diskreditierung ersetzt. 

Die moralische Abwertung des Gegners fungiert als hocheffiziente Immunisierungsstrategie. 
Wenn ein Kritiker oder ein Wissenschaftler Fakten präsentiert, die dem geschlossenen System 
widersprechen, wird er nicht inhaltlich widerlegt. Stattdessen wird seine moralische Integrität 
angegriffen. Er wird als „Verräter“, „Systemling“ oder „moralisch verkommen“ etikettiert. Durch 
diese Etikettierung wird die Notwendigkeit, sich mit seinen Argumenten auseinanderzusetzen, 
im Keim erstickt. Wer als moralisch minderwertig gilt, hat im Verständnis des geschlossenen 
Systems sein Recht auf Teilhabe am Diskurs verwirkt. Seine Worte werden nicht mehr als 
Argumente, sondern als bloße Manipulationsversuche wahrgenommen. 

Diese Dynamik führt zu einer tiefgreifenden Vergiftung der kommunikativen Atmosphäre. Da die 
soziale Anerkennung die Basis jeder Verständigung ist, entzieht die moralische Diskreditierung 
dem Gespräch den Boden. Habermas sieht darin eine Form der symbolischen Gewalt: Anstatt 
den anderen durch Gründe zu überzeugen, wird er durch moralische Verurteilung zum 
Schweigen gebracht oder aus dem Kreis der diskursfähigen Personen ausgestoßen. Das 
digitale Medium verstärkt dies durch die Möglichkeit der massenhaften, koordinierten 
Herabwürdigung (Shitstorms), die eine sachliche Korrektur faktisch unmöglich macht. Die 
Vernunft kapituliert hier vor einer moralisierenden Aggression, die keine Wahrheit sucht, 
sondern nur die Vernichtung des Andersdenkenden als ernstzunehmendes Subjekt bezweckt. 

Der Rückzug in die „Privatsprache“: Wenn Begriffe ihre intersubjektive 
Bedeutung verlieren  

Die Erosion der gemeinsamen Sprache bedroht die Grundlage jeder Verständigung, da hier der 
Übergang von einer intersubjektiv geteilten Bedeutung zu einer gruppenspezifischen 
Privatsprache zu beobachten ist. Habermas greift hier auf Wittgensteins Argument gegen die 
Möglichkeit einer Privatsprache zurück, wendet es jedoch soziologisch auf die digitale 
Fragmentierung an. 

Innerhalb geschlossener digitaler Zirkel werden Begriffe systematisch umgedeutet, bis sie ihre 
ursprüngliche, allgemein akzeptierte Bedeutung verlieren. Wörter wie „Freiheit“, „Demokratie“, 
„Wahrheit“ oder „Widerstand“ werden innerhalb dieser Gruppen so massiv mit neuen, 
ideologischen Gehalten aufgeladen, dass sie für Außenstehende unverständlich werden oder 
genau das Gegenteil dessen bedeuten, was im allgemeinen Sprachgebrauch darunter 
verstanden wird. Wenn beispielsweise „Wahrheit“ nur noch das bezeichnet, was dem eigenen 
Gruppenkonsens entspricht, und „Lüge“ alles ist, was von der etablierten Wissenschaft kommt, 



dann bricht die sprachliche Brücke zwischen den Teilöffentlichkeiten ab. 

Diese semantische Abkapselung hat fatale Folgen für das kommunikative Handeln. Eine 
rationale Debatte zwischen verschiedenen Lagern setzt voraus, dass man sich zumindest über 
die Bedeutung der verwendeten Begriffe einig ist. Wenn jedoch die Sprache selbst zum 
Instrument der Abgrenzung wird, dient sie nicht mehr der Verständigung, sondern der 
Identitätsstiftung durch Ausgrenzung. Der Rückzug in eine solche Privatsprache macht das 
Subjekt diskursunfähig: Es kann seine Position außerhalb der eigenen „Echokammer“ nicht 
mehr rechtfertigen, da die Worte, die es benutzt, für Andere eine völlig andere oder gar keine 
Bedeutung mehr haben. Habermas sieht darin den Verlust der „sprachlichen Weltbeziehung“. 
Die Vernunft, die auf die Allgemeingültigkeit von Begriffen angewiesen ist, wird durch einen 
sprachlichen Tribalismus ersetzt, der die Öffentlichkeit in unversöhnliche Sprachinseln 
zersplittert. 

9.2 Die Erosion des Wissens durch die digitale Fragmentierung der 
Öffentlichkeit 

Die strukturelle Transformation der Infrastruktur, auf der unsere Wissensbildung beruht, führt 
letztlich zur technischen Zersplitterung der Öffentlichkeit. Während die klassische bürgerliche 
Öffentlichkeit – trotz ihrer Defizite – darauf ausgerichtet war, Themen von allgemeinem 
Interesse in einem für alle zugänglichen Raum zu verhandeln, führt die digitale Fragmentierung 
zu einer Auflösung dieses Zentrums. Wissen wird nicht mehr im Austausch über soziale 
Grenzen hinweg validiert, sondern in voneinander isolierten digitalen Räumen produziert und 
konsumiert. Habermas warnt davor, dass dieser Prozess nicht nur die Menge des verfügbaren 
Wissens verändert, sondern dessen Qualität als „gemeinsames Gut“. Wenn die Öffentlichkeit in 
zahllose Teilöffentlichkeiten zerfällt, die nicht mehr miteinander kommunizieren, erodiert die 
vernunftbasierte Grundlage der Gesellschaft. 

9.2.1 Echokammern und Filterblasen: Die algorithmische Zerstörung 
des Gemeinsamen 

Der moderne Kommunikationsraum wird durch physikalischen und digitalen Grenzen definiert, 
die als Echokammer und Filterblase neue Form der Unfreiheit hervorbringen. Diese Räume  
entstehen nicht durch bewusste Zensur von außen, sondern durch die immanente Logik der 
Plattform-Architektur. Das „Gemeinsame“, das in der Diskurstheorie als Ziel der Verständigung 
gilt, wird hier technisch verunmöglicht, da die Individuen gar nicht erst mit abweichenden 
Perspektiven konfrontiert werden. Die algorithmische Sortierung der Welt zerstört die produktive 
Unruhe des Widerspruchs, die für die Reifung des Geistes und der Gesellschaft unerlässlich ist. 

Die technische Selektion von Konsens ohne vorherigen Diskurs 

Eine paradoxe Fehlentwicklung des digitalen Raums ist die Entstehung eines 
„Schein-Konsenses“. In der idealen Sprechsituation (Kapitel 6) ist ein Konsens das Ergebnis 
eines mühsamen, oft konflikthaften Prozesses der Argumentation, bei dem alle Beteiligten ihre 
Positionen im Licht der Kritik des anderen prüfen. In der digitalen Welt wird dieser Prozess 
jedoch durch die algorithmische Selektion übersprungen. Algorithmen präsentieren dem Nutzer 
primär Inhalte, die seinen bereits bestehenden Präferenzen, Vorurteilen und Neigungen 



entsprechen. 

Die technische Selektion bewirkt somit einen Konsens, der nicht durch Diskurs erzielt, sondern 
durch Filterung vorgegeben wird. Dieser „vorgefertigte Konsens“ ist für Habermas eine 
Perversion des kommunikativen Handelns. Da der Nutzer nur noch Stimmen hört, die seine 
eigene Meinung spiegeln (das Echo), entsteht der Eindruck einer allgemeinen 
Übereinstimmung, die in der Realität gar nicht existiert. Das Individuum wird in einer 
permanenten Selbstbestätigung gefangen gehalten. Diese technische Entlastung vom 
Widerspruch führt dazu, dass die Fähigkeit zur Kritik und zur Revision der eigenen Meinung 
verkümmert. Ein Konsens, der nicht die Feuerprobe des Widerspruchs bestanden hat, besitzt 
keine rationale Autorität; er ist lediglich das Ergebnis einer technischen Sortierung, die den 
Bürger aus seiner Rolle als autonomes, prüfendes Subjekt entlässt und ihn zum passiven 
Empfänger einer maßgeschneiderten Realität macht. 

Die Verengung des kognitiven Horizonts durch Bestätigungsfehler (Confirmation Bias)  

Die fatale Synergie zwischen der technischen Infrastruktur des Netzes und einer grundlegenden 
menschlichen Schwäche, dem Bestätigungsfehler (Confirmation Bias) bedeutet, dass die 
algorithmische Filterung nicht auf ein neutrales Bewusstsein trifft, sondern auf eine Psyche, die 
von Natur aus dazu neigt, Informationen so zu gewichten, dass sie das bestehende Weltbild 
stützen. Während der öffentliche Diskurs eigentlich dazu dienen sollte, uns mit dem „Fremden“ 
und dem „Anderen“ zu konfrontieren, um unsere Urteilskraft zu schärfen, wirken digitale Medien 
als kognitive Scheuklappen. 

Die ständige algorithmische Fütterung mit konsonanten Informationen verengt den kognitiven 
Horizont des Individuums. Wenn wir kaum noch mit Informationen konfrontiert werden, die eine 
kognitive Dissonanz auslösen, verlernt unser Gehirn die Fähigkeit zur kritischen Distanznahme. 
Der Bestätigungsfehler wird so von einer individuellen Neigung zu einem strukturellen Prinzip 
der digitalen Öffentlichkeit. Das Individuum fühlt sich in seiner Weltsicht zunehmend unfehlbar, 
da die „Beweise“ für die eigene Richtigkeit in einem endlosen Strom durch den Feed fließen. 
Diese Verengung führt zu einer intellektuellen Trägheit, die das Projekt der Aufklärung – den 
Ausgang aus der selbstverschuldeten Unmündigkeit – faktisch rückgängig macht. 

Für die Diskurstheorie ist dies verheerend, da die Bereitschaft zur Perspektivenübernahme 
schwindet. Wer in einer digitalen Umgebung aufwächst, die jeden Zweifel im Keim durch eine 
Flut an Bestätigungen erstickt, verliert das Gespür für die Fallibilität (Fehlbarkeit) des eigenen 
Wissens. Die Vernunft lebt jedoch vom Zweifel und vom Mut, sich korrigieren zu lassen. Die 
digitale Verengung des Horizonts schafft hingegen einen Typus des „informierten 
Unwissenden“, der zwar über massenhaft Daten verfügt, aber die Fähigkeit verloren hat, diese 
Daten in einem offenen, intersubjektiven Prozess kritisch zu hinterfragen. Damit wird die 
Grundlage für eine deliberative Demokratie, die auf dem Austausch unterschiedlicher 
Perspektiven beruht, systematisch untergraben. 

9.2.2 Der Verlust der intersubjektiven Basis: Die Krise der Faktenwelt  

Damit stellt sich die existenziellen Frage, auf welchem Fundament wir überhaupt streiten 
können angesichts des Zerfalls des „common ground“ – also der Basis an geteilten Fakten und 
Wahrheiten, die bisher als unhintergehbarer Referenzpunkt für jede politische oder moralische 



Auseinandersetzung galten. Es droht eine Situation, in der nicht mehr über die Interpretation 
von Fakten gestritten wird, sondern über deren bloße Existenz. 

Diese Krise der Faktenwelt ist für die Diskurstheorie deshalb so verheerend, weil Verständigung 
ein dreistufiges Fundament benötigt: Wir müssen uns über die Bedeutung der Worte einig sein, 
wir müssen dieselbe objektive Welt anerkennen und wir müssen die gegenseitige 
Wahrhaftigkeit unterstellen. Wenn jedoch durch die digitale Fragmentierung bereits die 
Anerkennung der objektiven Welt wegbricht, wird der Diskurs gegenstandslos. Er verwandelt 
sich in ein Nebeneinander von Paralleluniversen, die sich wie feindliche Monaden 
gegenüberstehen. Habermas sieht hierin die Erosion der intersubjektiven Basis, ohne die keine 
Gesellschaft als vernünftige Handlungseinheit bestehen kann. 

Die Zersetzung des „common ground“ als Voraussetzung für Verständigung 

Der „Common Ground“ – also der gemeinsamen Wissenshintergrund – hat eine fundamentale 
Bedeutung für die Stabilität einer demokratischen Gesellschaft. In der Diskurstheorie ist die 
Verständigung kein isolierter Akt, sondern findet stets vor dem Hintergrund einer gemeinsam 
geteilten Lebenswelt statt. Diese Lebenswelt liefert die Gewissheiten, über die wir uns im 
Gespräch nicht erst einigen müssen, weil sie als „fraglos gegeben“ vorausgesetzt werden. Die 
digitale Transformation führt jedoch dazu, dass dieser Vorrat an gemeinsamen 
Selbstverständlichkeiten systematisch zersetzt wird. 

Habermas argumentiert, dass die Zersetzung des Common Ground die Architektur des 
kommunikativen Handelns im Kern beschädigt. Wenn zwei Menschen miteinander streiten, 
setzen sie normalerweise voraus, dass sie sich in derselben objektiven Welt befinden. Sie 
mögen unterschiedliche Meinungen über die Bewertung einer Tatsache haben, aber sie 
zweifeln nicht an der Existenz der Tatsache selbst. Die digitale Fragmentierung bricht dieses 
Vertrauen auf. In den isolierten Informationsräumen des Netzes werden Fakten nicht mehr 
intersubjektiv durch Kritik und Gegenkritik beglaubigt, sondern durch die Logik der 
Gruppenzugehörigkeit definiert. Was in der einen Echokammer als unumstößliche Wahrheit gilt, 
wird in der anderen als gezielte Lüge markiert. 

Dieser Verlust einer geteilten empirischen Basis hat zur Folge, dass der Diskurs seine 
Koordinaten verliert. Habermas beschreibt dies als eine Situation, in der die Sprecher nicht 
mehr miteinander, sondern nur noch übereinander oder aneinander vorbei reden. Ohne einen 
gemeinsamen Referenzpunkt gibt es kein Kriterium mehr, an dem sich die Richtigkeit eines 
Arguments messen ließe. Das bessere Argument kann seine Wirkung nicht entfalten, wenn die 
Prämissen, auf denen es beruht, vom Gegenüber als bloße Fiktion oder Teil einer 
Verschwörung abgetan werden. Die dkommunikative Infrastruktur der Vernunft wird dadurch 
durch eine Mauer aus gegenseitigem Unverständnis ersetzt. 

Für Habermas ist dieser Common Ground zudem die Voraussetzung für soziale Integration. 
Eine Gesellschaft hält nicht nur durch Gesetze zusammen, sondern durch das Bewusstsein, in 
einer gemeinsamen Realität zu leben und Probleme auf der Grundlage derselben Informationen 
lösen zu können. Die digitale Zersetzung dieses Bodens führt zu einer radikalen Entfremdung 
der Bürger untereinander. Wenn die „Welt“, in der ich mich bewege, keine Schnittmengen mehr 
mit der „Welt“ meines Mitbürgers hat, bricht die Basis für Empathie, Kompromiss und kollektives 
Handeln weg. Die Vernunft, die eigentlich das Band zwischen den Individuen knüpfen sollte, 



wird durch eine technische Struktur gelähmt, die die Welt in unversöhnliche, epistemische 
Paralleluniversen zersplittert. 

Warum ohne geteilte empirische Basis kein normativer Diskurs möglich ist 

Zwischen-harten Fakten und moralischen Werten besteht ein zwingender logischer 
Zusammenhang, da man politische oder ethische Debatten nicht allein auf der Ebene von 
Gesinnungen führen kann, ohne die empirische Basis zu berücksichtigen. Jeder normative 
Diskurs – also die gemeinsame Suche nach der Antwort auf die Frage „Was sollen wir tun?“ – 
ist untrennbar mit der deskriptiven Frage „Was ist der Fall?“ verwoben. 

Normen beziehen sich immer auf eine Wirklichkeit, die wir gemeinsam bewohnen und die uns 
bestimmte Handlungsnotwendigkeiten diktiert. Wenn die empirische Basis durch digitale 
Fragmentierung wegbricht, wird der normative Diskurs blind und willkürlich. Wir können 
beispielsweise keine sinnvolle Debatte über die Gerechtigkeit von Klimaschutzmaßnahmen 
führen, wenn zwischen den Beteiligten keine Einigkeit darüber besteht, ob der Klimawandel 
überhaupt stattfindet oder welche physikalischen Ursachen er hat. Ohne diese geteilte 
Faktenbasis verkommt das moralische Argument zur bloßen Pose oder zum ideologischen 
Schlagwort. 

Der Verlust der intersubjektiv anerkannten Empirie führt somit unweigerlich zu einem 
moralischen Relativismus und einem politischen Dezisionismus. Wo es keine „harten“ Fakten 
mehr gibt, an denen sich Argumente messen lassen müssen, entscheidet am Ende nicht mehr 
die Kraft des besseren Arguments, sondern die schiere Macht der Lautstärke oder die 
emotionale Mobilisierungskraft einer Gruppe. Die Vernunft wird durch Willkür ersetzt, da jede 
moralische Forderung nur noch als subjektive Befindlichkeit wahrgenommen wird. Für 
Habermas bedeutet dies das Ende der deliberativen Politik: Eine Gesellschaft, die sich nicht 
mehr auf die Wirklichkeit einigen kann, verliert auch die Fähigkeit, sich auf gerechte Regeln für 
das Zusammenleben in dieser Wirklichkeit zu verständigen. 

9.2.3 Die Privatisierung der Öffentlichkeit: Vom Forum zum Feed  

Der  tiefgreifenden Strukturwandel der öffentlichen Sphäre durch ihre schleichende Überführung 
in private, kommerziell gesteuerte Räume besteht in der Transformation des klassischen 
„Forums“ – eines Ortes der öffentlichen Begegnung und der gemeinsamen Willensbildung – in 
den individuellen „Feed“. Während das Forum darauf ausgelegt war, den Bürger mit Themen 
von allgemeinem Interesse zu konfrontieren, ist der Feed auf die spezifischen Vorlieben und 
das Konsumverhalten des Einzelnen zugeschnitten. 

Habermas sieht darin eine fatale Privatisierung der Öffentlichkeit. Der Raum, in dem wir uns als 
Staatsbürger begegnen sollten, um über das Gemeinwohl zu beraten, wird durch eine 
technische Architektur ersetzt, die uns primär als Konsumenten und Datensätze adressiert. In 
diesem digitalen Feed verschwindet die Trennung zwischen privater Unterhaltung und 
öffentlicher Information. Mit diesem Verlust des gemeinsamen Forums erodiert auch die soziale 
Verpflichtung zur Verständigung. An die Stelle der öffentlichen Debatte tritt die private 
Kuratierung einer Welt, die nur noch um das eigene Ich kreist, wodurch die infrastrukturelle 
Voraussetzung für eine funktionierende Demokratie schleichend vernichtet wird. 



Die Transformation des Bürgers zum User: Der Verlust der öffentlichen Rolle  

Die fundamentale Veränderung des Selbstverständnisses der Individuen im digitalen Raum 
führt zur schleichenden Erosion der Rolle des Citoyen (des politisch verantwortlichen 
Staatsbürgers) zugunsten der Rolle des Users (des konsumorientierten Nutzers). In der 
klassischen Theorie des kommunikativen Handelns ist die öffentliche Rolle des Bürgers 
untrennbar mit der Bereitschaft verbunden, private Interessen zugunsten einer am Gemeinwohl 
orientierten Argumentation zurückzustellen. 

Die digitale Architektur untergräbt diese öffentliche Rolle systematisch. Als „User“ ist das 
Individuum in eine Umgebung eingebettet, die auf die Befriedigung unmittelbarer Bedürfnisse 
und die Bestätigung der eigenen Identität ausgelegt ist. Der User agiert innerhalb einer 
Dienstleistungslogik: Er erwartet, dass der Algorithmus ihm Inhalte liefert, die ihn unterhalten 
oder in seiner Meinung bestärken. In dieser Haltung geht die notwendige Distanz verloren, die 
für einen demokratischen Diskurs erforderlich ist. Während der Staatsbürger sich im öffentlichen 
Forum als Teil eines Ganzen begreift und die mühsame Arbeit der Perspektivenübernahme 
leistet, bleibt der User in seiner privaten Komfortzone gefangen. 

Dieser Verlust der öffentlichen Rolle führt dazu, dass Kommunikation nicht mehr als 
Verpflichtung zur Rechtfertigung gegenüber Fremden wahrgenommen wird, sondern als Akt der 
Selbstinszenierung oder des bloßen Konsums. Die Verantwortung für die Qualität und Wahrheit 
des Diskurses wird an die Plattformbetreiber delegiert. Habermas sieht darin eine gefährliche 
Entpolitisierung: Wenn das Subjekt sich nur noch als Nutzer technischer Schnittstellen begreift, 
verschwindet das Bewusstsein für die Autonomie und die moralische Zurechenbarkeit, die das 
Fundament jeder deliberativen Demokratie bilden. Der Bürger wird zum Datensatz, der 
öffentliche Raum zur Benutzeroberfläche. 

Die ökonomische Logik der Aufmerksamkeit vs. die politische Logik der 
Argumentation  

Der unversöhnliche Konflikt zwischen zwei konträren Steuerungsmechanismen der Gesellschaft 
- der Aufmerksamkeitsökonomie und der diskursiven Vernunft -  folgt aus dem Problem, dass 
die technische Infrastruktur, über die wir heute kommunizieren, nicht nach den Regeln der 
Wahrheitssuche (der politischen Logik), sondern nach den Regeln der Profitmaximierung (der 
ökonomischen Logik) gestaltet ist. 

Habermas argumentiert, dass eine politische Logik der Argumentation darauf angewiesen ist, 
dass das „bessere Argument“ Zeit und Raum bekommt, um seine Wirkung zu entfalten. In 
einem deliberativen Prozess ist die Qualität der Begründung das entscheidende Kriterium. Die 
ökonomische Logik der digitalen Plattformen hingegen folgt dem Gesetz der Aufmerksamkeit. 
Hier ist nicht das wahre oder differenzierte Argument wertvoll, sondern dasjenige, das die 
meisten Klicks, Likes und Shares generiert. Aufmerksamkeit wird zur knappen Ressource, die 
durch Skandalisierung, Vereinfachung und emotionale Zuspitzung gewonnen wird. 

Diese Unterwerfung der Kommunikation unter ökonomische Algorithmen führt zu einer 
strukturellen Verzerrung des öffentlichen Gesprächs. Da Differenzierung und Nuancierung oft 
„langweilig“ wirken und weniger Aufmerksamkeit binden, werden sie systematisch aussortiert. 
Das kommunikative Handeln wird somit durch den ökonomischen Imperativ kolonisiert: Wir 



sprechen nicht mehr miteinander, um uns zu verständigen, sondern wir produzieren „Content“, 
um im Wettbewerb um Aufmerksamkeit zu bestehen. Habermas sieht darin eine Zerstörung der 
deliberativen Qualität: Wenn die Profitlogik der Konzerne bestimmt, welche Stimme gehört wird, 
wird die Vernunft durch die Quote ersetzt. Das Ziel der Konsensbildung wird durch das Ziel der 
Klickmaximierung verdrängt, was die demokratische Willensbildung zur bloßen Ware degradiert. 

9.2.4 Das Verschwinden des „idealen Zuhörers“: Psychologische 
Folgen  

Die psychischen Voraussetzungen der Verständigung werden durch die digitale Medialität 
tiefgreifend erschüttert, da sie den Zerfall der intersubjektiven Anerkennung, die in der 
Diskurstheorie als „idealer Zuhörer“ personifiziert wird, herbeiführen. Damit ist die innere 
Bereitschaft gemeint, das Gegenüber nicht als Objekt oder Hindernis, sondern als ein 
gleichwertiges Subjekt wahrzunehmen, dessen Argumente man unvoreingenommen prüft. 

Habermas argumentiert, dass die technische Vermittlung im Digitalen eine Entkörperlichung der 
Kommunikation bewirkt. In der physischen Begegnung zwingt uns die Präsenz des Anderen zu 
einer gewissen moralischen Disziplin und Empathie. Im Netz hingegen verschwindet dieser 
„Andere“ hinter einem Profil, einem Textfragment oder einem Avatar. Diese Einleitung macht 
deutlich, dass mit dem Verschwinden des greifbaren Gegenübers auch die psychologische 
Barriere für Aggression und Verdinglichung sinkt. Wenn wir nicht mehr in der Lage sind, uns 
einen „idealen Zuhörer“ vorzustellen, der uns mit Respekt begegnet, verlieren wir selbst die 
Fähigkeit, diese Rolle einzunehmen. Die Vernunft benötigt ein Gegenüber, das als Person ernst 
genommen wird; fehlt diese Anerkennung, kollabiert der moralische Kern des kommunikativen 
Handelns. 

Die Entmenschlichung des Gegenübers durch digitale Distanz  

Die moralphilosophischen Konsequenzen der digitalen Kommunikation folgen aus der 
Aufhebung der leiblichen Co-Präsenz. In der klassischen Sprechsituation ist die physische 
Anwesenheit des Gegenübers ein moralischer Anker: Der Blick des Anderen mahnt uns zur 
Anerkennung seiner Subjektivität und begrenzt unsere Neigung zur Aggression. Die digitale 
Distanz hingegen bricht diesen Schutzraum auf und führt zu einer schleichenden 
Entmenschlichung des Gegenübers. 

Habermas argumentiert, dass das Medium Internet den Anderen zu einem bloßen „Datenobjekt“ 
oder einem fernen „Textphänomen“ reduziert. Da die mimischen, gestischen und tonalen 
Resonanzböden fehlen, wird die Intersubjektivität dünner. Das Gegenüber ist nicht mehr als ein 
Mensch mit einer eigenen Lebensgeschichte präsent, sondern nur noch als eine Ansammlung 
von Zeichen, die man je nach Belieben angreifen, ignorieren oder entwerten kann. Diese 
Abstraktion senkt die Hemmschwelle für symbolische Gewalt massiv. Was man einem 
Menschen von Angesicht zu Angesicht niemals sagen würde, lässt sich im Schutz der digitalen 
Distanz mühelos eintippen. 

Diese Entmenschlichung hat fatale Folgen für das kommunikative Handeln. Wo die 
Anerkennung der Person schwindet, schwindet auch die Verpflichtung zur rationalen 
Rechtfertigung. Der Andere wird nicht mehr als Partner in einer gemeinsamen Wahrheitssuche 
gesehen, sondern als ein Hindernis, das es rhetorisch niederzumachen gilt. Habermas sieht 



darin eine Verdinglichung der sozialen Beziehung: Das Subjekt-Subjekt-Verhältnis wird durch 
ein Subjekt-Objekt-Verhältnis ersetzt. Damit verliert der Diskurs seine zivilisierende Kraft, da die 
moralische Symmetrie, die Voraussetzung für jeden fairen Austausch ist, durch die technische 
Anonymität und Distanz systematisch untergraben wird 

Der Zerfall der Empathie als Medium der intersubjektiven Anerkennung  

Die Bedeutung der emotionalen Resonanz für die rationale Verständigung liegt in der Tatsache, 
dass kommunikative Vernunft kein rein kühler und kalkulierender Prozess sein kann. Der 
„zwanglose Zwang des besseren Arguments“ ruht auf einer emotionalen Basis der Empathie. 
Ohne die Fähigkeit, sich in die Lage des anderen zu versetzen und dessen Perspektive 
innerlich mitzuvollziehen, bleibt jeder Diskurs ein steriler Austausch von Formeln. 

Die digitale Kommunikation begünstigt einen Zerfall dieser Empathie. Empathie fungiert in der 
analogen Lebenswelt als Medium der intersubjektiven Anerkennung: Sie ermöglicht es uns, 
auch bei tiefen sachlichen Differenzen den moralischen Wert des Gegenübers zu respektieren. 
Im digitalen Raum wird diese Fähigkeit jedoch durch die technische Struktur aktiv behindert. Die 
Schnelligkeit der Kommunikation, die Fragmentierung der Inhalte und die ständige 
Konfrontation mit extremen Positionen führen zu einer „Empathie-Müdigkeit“. Das Individuum 
zieht sich zum Schutz der eigenen Identität in eine emotionale Kälte zurück. 

Dieser Zerfall der Empathie hat direkte Auswirkungen auf die rationale Einigung. Wenn wir nicht 
mehr fähig oder bereit sind, die Gründe des anderen als mögliche Gründe anzuerkennen, die 
aus einer anderen Lebensgeschichte resultieren, verweigern wir den Akt der 
Perspektivenübernahme. Ohne diesen Akt kann jedoch kein Konsens entstehen, der über die 
eigene egozentrische Sicht hinausgeht. Die Vernunft wird im Netz somit nicht nur durch 
Logikfehler bedroht, sondern durch ein psychologisches Defizit: Eine Gesellschaft, die das 
Mitgefühl füreinander verliert, verliert auch die Fähigkeit zur argumentativen Kooperation. Der 
Diskurs erstarrt in Feindseligkeit, da die moralische Bindungskraft, die uns als vernünftige 
Wesen vereint, durch die digitale Kälte erlischt. 

9.3 Die Herausforderung der deliberativen Demokratie im Zeitalter der 
algorithmischen Steuerung  

9.3.1 Von der Argumentation zur Manipulation: Strategisches Design 

Der qualitative Umschlag von kommunikativem in strategisches Handeln ist letztlich eine Folge 
des „Designs“ der digitalen Kommunikation. Während die klassische Öffentlichkeit darauf 
ausgelegt war, Argumente auszutauschen, sind digitale Plattformen darauf programmiert, 
Reaktionen zu provozieren - ein Prozess, in dem die Sprache ihre Funktion als Medium der 
Verständigung verliert und stattdessen zu einem Instrument der verdeckten Steuerung wird. 
Wenn die Umgebung, in der wir uns eine Meinung bilden, bereits strategisch darauf ausgelegt 
ist, uns in eine bestimmte Richtung zu lenken, wird der freie Diskurs zur bloßen Illusion. Das 
strategische Design der Schnittstellen untergräbt die Autonomie der Urteilskraft, noch bevor das 
erste Argument überhaupt formuliert wurde. 

Micro-Targeting als Umgehung der bewussten Willensbildung 



Habermas sieht im Micro-Targeting einen Frontalangriff auf den Kern der deliberativen 
Demokratie durch die Fragmentierung der politischen Botschaft. In einer funktionierenden 
Öffentlichkeit müssen politische Aussagen „öffentlich“ sein, das heißt, sie müssen für alle 
Bürger gleichermaßen sichtbar und somit auch für alle kritisierbar sein. Micro-Targeting 
hingegen nutzt psychologische Profile, um maßgeschneiderte Botschaften an kleinste Gruppen 
oder sogar Einzelpersonen zu senden, die für den Rest der Öffentlichkeit unsichtbar bleiben. 

Diese Praxis führt dazu, dass die bewusste Willensbildung systematisch umgangen wird. 
Anstatt den Bürger mit einem Argument zu überzeugen, das er rational prüfen kann, wird er mit 
einer Botschaft konfrontiert, die seine unbewussten Ängste, Vorurteile oder Bedürfnisse 
anspricht. Da diese Botschaften nicht im öffentlichen Raum stehen, findet keine Korrektur durch 
den Widerspruch der anderen statt. Der politische Diskurs zerfällt in unzählige private 
Manipulationen. Für Habermas bedeutet dies eine Re-Feudalisierung der Öffentlichkeit: Der 
Bürger wird nicht mehr als vernunftbegabtes Gegenüber adressiert, sondern als ein zu 
steuerndes Objekt. Wenn die politische Willensbildung nicht mehr das Ergebnis eines 
gemeinsamen Lernprozesses ist, sondern das Resultat einer datengestützten 
Verhaltenssteuerung, verliert die Demokratie ihre moralische und rationale Grundlage. Das 
Individuum wird in seiner Wahlentscheidung isoliert und der Möglichkeit beraubt, seine Meinung 
im Spiegel einer kritischen Gesamtoffentlichkeit zu prüfen. 

Die Instrumentalisierung von Nutzerdaten für psychologische Beeinflussung  

Die datengestützte Verhaltenssteuerung durch die Instrumentalisierung von Nutzerdaten ist eine 
Form der technischen Kolonialisierung der Lebenswelt, da hier Kommunikation zur reinen 
Verhaltensbeeinflussung genutzt wird. In der Theorie des kommunikativen Handelns ist Sprache 
darauf angelegt, dass wir uns gegenseitig Gründe nennen, die wir akzeptieren oder ablehnen 
können. Wenn jedoch psychologische Profile – erstellt aus Milliarden von Datenpunkten – dazu 
genutzt werden, die Schwachstellen des menschlichen Bewusstseins zu identifizieren, wird 
dieser Raum der Gründe gezielt unterlaufen. 

Die Auswertung von Metadaten erlaubt es, die „affektiven Trigger“ eines Individuums präzise zu 
bedienen. Anstatt eine Aussage so zu formulieren, dass sie einer rationalen Prüfung standhält, 
wird sie so gestaltet, dass sie eine unmittelbare emotionale Reaktion auslöst. Das Individuum 
wird hierbei in seiner subjektiven Verletzlichkeit angegriffen. Da Algorithmen Korrelationen 
erkennen, die dem Nutzer selbst gar nicht bewusst sind (etwa Korrelationen zwischen 
Konsumverhalten und politischer Unsicherheit), findet die Beeinflussung unterhalb der Schwelle 
der bewussten Wahrnehmung statt. 

Dieser Vorgang stellt für Habermas eine fundamentale Verletzung der menschlichen Autonomie 
dar. Das kommunikative Handeln, das auf Transparenz und Aufrichtigkeit beruht, wird durch ein 
strategisches Design ersetzt, das den anderen als manipulierbares Objekt behandelt. Wenn 
politische Akteure oder Konzerne Daten nutzen, um unsere Meinungsbildung „hinter unserem 
Rücken“ zu steuern, bricht die Symmetrie des Diskurses zusammen. Die Vernunft wird durch 
eine Art digitale Psychotechnik ersetzt, die darauf abzielt, Zustimmung zu produzieren, ohne 
den mühsamen Weg der argumentativen Überzeugung gehen zu müssen. Damit wird die 
Freiheit des Subjekts, „Nein“ zu sagen, zu einer leeren Geste, da die Bedingungen, unter denen 
dieses „Nein“ oder „Ja“ zustande kommt, bereits technisch manipuliert wurden. 



9.3.2 Die algorithmische Vorentscheidung: Governance by Data  

Die schleichenden Verschiebung der Machtzentren von demokratischen Institutionen hin zu 
technischen Systemen ist der Übergang von einer Herrschaft durch Gesetze, die das Ergebnis 
öffentlicher Debatten sind, zu einer „Governance by Data“. Hierbei werden gesellschaftliche 
Steuerungsprozesse nicht mehr durch das Medium der Sprache und des Kompromisses 
koordiniert, sondern durch mathematische Modelle und automatisierte Logiken vorentschieden. 

Die algorithmische Vorentscheidung bedroht die deliberative Politik in ihrem Kern: Die politische 
Entscheidung wird zu einer technischen Optimierungsaufgabe umgedeutet. Wo eigentlich ein 
Diskurs über Werte und Ziele stattfinden müsste, treten Algorithmen auf den Plan, die Effizienz 
und Vorhersagbarkeit priorisieren. Diese Einleitung macht deutlich, dass die Gefahr nicht nur in 
der Manipulation der Meinung liegt, sondern in der Entbehrlichmachung des politischen Raums 
selbst. Wenn die Parameter unseres Zusammenlebens bereits durch die Architektur von 
Datenströmen festgeschrieben sind, verkommt die parlamentarische Debatte zu einer 
nachträglichen Legitimationsfassade für Prozesse, die längst jenseits menschlicher Sprache 
und öffentlicher Kritik entschieden wurden. 

Der Ersatz von demokratischen Verfahren durch automatisierte Prozesse  

Die fundamentale Transformation staatlicher und gesellschaftlicher Steuerung droht, komplexe 
soziale und politische Konflikte in technische Probleme zu übersetzen, die scheinbar durch 
automatisierte Prozesse gelöst werden können. In der deliberativen Demokratie ist das 
Verfahren der öffentlichen Debatte zentral, weil es sicherstellt, dass alle Betroffenen gehört 
werden und Entscheidungen auf rational begründetem Konsens beruhen. Algorithmen ersetzen 
dieses langsame, oft mühsame Verfahren durch die unmittelbare Effizienz der 
Datenverarbeitung. 

Dieser Ersatz untergräbt die demokratische Legitimität. Während ein Gesetz das Ergebnis eines 
sichtbaren Meinungskampfes ist, ist ein Algorithmus eine „Black Box“, deren 
Entscheidungsgrundlagen der öffentlichen Prüfung entzogen sind. Wenn beispielsweise die 
Zuweisung von Ressourcen, die Bewertung von Kreditwürdigkeit oder sogar polizeiliche 
Prognosen (Predictive Policing) an automatisierte Systeme delegiert werden, findet kein Diskurs 
über die zugrunde liegenden Normen mehr statt. Die Technik suggeriert eine Objektivität, die in 
Wahrheit nur die Vorurteile der Vergangenheit in Code gießt. Der demokratische Prozess wird 
so durch eine mechanische Verwaltung ersetzt, die keine Rechtfertigung mehr schuldet, 
sondern lediglich auf ihre funktionale Überlegenheit verweist. 

Diese Entwicklung führt laut Habermas zu einer Entmachtung des kommunikativen Handelns. 
Wenn Systeme entscheiden, wird die Sprache als Medium der Koordination überflüssig. Das 
Subjekt wird nicht mehr als Bürger angesprochen, der überzeugt werden muss, sondern als 
Objekt, das durch die richtige Konfiguration von Datenströmen gesteuert wird. Damit 
verschwindet die moralische Verantwortung aus dem politischen Raum. Der Ersatz von 
Verfahren durch Automatisierung bedeutet letztlich, dass die Gesellschaft aufhört, sich über sich 
selbst zu verständigen, und stattdessen beginnt, sich selbst als ein zu optimierendes 
kybernetisches System zu verwalten. Die Vernunft wird hierbei auf eine rein instrumentelle 
Ebene reduziert, während die normative Frage nach dem „Guten Leben“ in der Automatisierung 



untergeht. 

Die Gefahr einer „technokratischen Stille“: Wenn Algorithmen Konflikte unsichtbar 
machen  

Ein besonders subtiles Risiko der digitalen Gouvernance ist die Entstehung einer 
„technokratischen Stille“. Algorithmen sind darauf programmiert, Reibungsverluste zu 
minimieren und Prozesse zu glätten. In einer deliberativen Demokratie ist der öffentliche Konflikt 
jedoch kein Fehler im System, sondern eine lebensnotwendige Funktion. Er ist das 
„Reibungsfeuer“, das Probleme überhaupt erst sichtbar macht und den Zwang zur Begründung 
erzeugt. 

Algorithmische Steuerung neigt dazu, gesellschaftliche Spannungen bereits im Vorfeld zu 
absorbieren oder unsichtbar zu machen, indem sie individuelle Lösungen für strukturelle 
Probleme anbietet. Wenn ein Algorithmus beispielsweise durch personalisierte Preise, 
individuelle Kreditangebote oder maßgeschneiderte Informationsfeeds dafür sorgt, dass jeder 
Nutzer in einer für ihn optimierten Umgebung lebt, verschwindet die gemeinsame Erfahrung 
einer kollektiven Krise. Der Konflikt wird privatisiert und damit entpolitisiert. Es entsteht eine 
Stille, die nicht auf Einverständnis beruht, sondern auf der Abwesenheit einer gemeinsamen 
Arena, in der die Gegensätze aufeinanderprallen könnten. 

Diese Stille ist gefährlich, weil sie die Gesellschaft der Möglichkeit beraubt, ihre eigenen 
Fehlentwicklungen zu erkennen und zu korrigieren. Wo kein sichtbarer Widerspruch mehr 
möglich ist, weil die Architektur der Datenströme den Dissens gar nicht erst artikulierbar macht, 
erstarrt die Vernunft. Die technokratische Stille täuscht Harmonie vor, wo in Wahrheit nur die 
Kommunikationslosigkeit herrscht. Damit verliert die Demokratie ihre Dynamik: Wenn 
Algorithmen die Welt so effizient verwalten, dass wir über die Grundregeln unseres 
Zusammenlebens nicht mehr streiten müssen, stirbt das kommunikative Handeln an einem 
Mangel an Widerstand. 

9.3.3 Die Notwendigkeit einer „digitalen Universalpragmatik“: 
Rettungsversuche  

Habermas entwirft die Grundzüge seiner „digitalen Universalpragmatik“ als normative 
Rettungsstrategie für die vernunftbasierte Kommunikation. Es stellt sich damit der Frage, wie 
die Ideale des herrschaftsfreien Diskurses in eine Welt übersetzt werden können, die von 
Algorithmen und privaten Plattforminteressen dominiert wird. Habermas gibt sich nicht mit einer 
resignativen Kulturkritik zufrieden, sondern fordert eine aktive Neugestaltung der digitalen 
Infrastruktur. 

Das Ziel dieser digitalen Universalpragmatik ist die Wiederherstellung der Symmetrie zwischen 
den Sprechern. Habermas argumentiert, dass die technischen Bedingungen des Netzes heute 
jene Geltungsansprüche systematisch verzerren, die er in seinen früheren Werken als universal 
definiert hat. Wenn die Technik die Wahrhaftigkeit untergräbt (durch Bots), die Wahrheit 
vernebelt (durch Fake News) und die Richtigkeit manipuliert (durch Algorithmen), dann muss 
das Recht intervenieren. Es geht darum, die digitale Architektur so zu regulieren, dass sie nicht 
mehr der strategischen Ausbeutung des Nutzers dient, sondern die Bedingungen für eine echte 
deliberative Willensbildung schützt. Dies erfordert eine institutionelle Einbettung der Plattformen 



in den Rahmen des öffentlichen Rechts, um sie von rein ökonomischen Akteuren zurück in 
Verpflichtete des Gemeinwohls zu verwandeln. 

Die Forderung nach algorithmischer Transparenz als Bedingung für Diskurs 

Die Forderung nach algorithmischer Transparenz geht weit über eine bloße technische 
Regulierung hinaus – sie ist eine existenzielle Bedingung für das Überleben der Vernunft im 21. 
Jahrhundert. In der klassischen Diskurstheorie ist die Öffentlichkeit ein Raum der Sichtbarkeit: 
Ein Argument hat nur dann Kraft, wenn es öffentlich vorgetragen wird und sich jeder Kritik 
stellen muss. Die algorithmische Steuerung hingegen operiert im Modus der Latenz, also der 
Verborgenheit. Wenn Algorithmen entscheiden, welche Informationen wir sehen, tun sie dies auf 
der Basis von Kriterien, die für den Nutzer nicht nachvollziehbar sind. 

Diese Undurchsichtigkeit untergräbt die „epistemische Autorität“ des Bürgers. Ein autonomes 
Subjekt muss in der Lage sein, die Quellen und die Auswahlregeln seiner Informationen zu 
reflektieren. Wenn jedoch die Auswahlregeln (die Algorithmen) als Geschäftsgeheimnisse unter 
Verschluss gehalten werden, findet eine Entmachtung des Denkens statt. Der Nutzer kann nicht 
mehr unterscheiden, ob eine Information aufgrund ihrer sachlichen Relevanz in seinem Feed 
erscheint oder weil sie seine emotionalen Schwachstellen triggert, um die Verweildauer auf 
einer Plattform zu erhöhen. Transparenz ist daher die notwendige Voraussetzung dafür, dass 
das Individuum überhaupt erst wieder in die Lage versetzt wird, eine kritische Distanz zu den 
ihm präsentierten Inhalten einzunehmen. 

Darüber hinaus ist algorithmische Transparenz für Habermas die Grundlage für die 
Wiederherstellung des öffentlichen Vertrauens. In einer Demokratie müssen wir darauf 
vertrauen können, dass der Informationsraum nicht systematisch zugunsten bestimmter 
Interessen verzerrt ist. Solange die Mechanismen der Informationsfilterung opak bleiben, 
gedeihen Misstrauen und Verschwörungsmythen, da die Intransparenz der Plattformen selbst 
als Beweis für geheime Manipulationen gedeutet werden kann. Erst wenn die Logik der 
algorithmischen Sortierung öffentlich einsehbar und damit auch politisch gestaltbar wird, kann 
die digitale Sphäre wieder zu einem Raum des legitimen kommunikativen Handelns werden. 
Transparenz schafft hierbei die Symmetrie zwischen dem technologischen System und dem 
menschlichen Sprecher zurück, die für einen herrschaftsfreien Diskurs unverzichtbar ist. 

Möglichkeiten einer digitalen Architektur, die den herrschaftsfreien Dialog fördert 

Es besteht infolgedessen ein Bedarf für eine technische Infrastruktur, die nicht länger als 
Hindernis, sondern als Ermöglichungsraum für die Vernunft fungiert, um den jetzigen Zustands, 
in dem die Architektur der sozialen Medien den Affekt und die Spaltung belohnt, zu überwinden. 
Es bedarf einer bewusst gestalteten diskursfördernden Architektur, die die strukturellen 
Bedingungen der „idealen Sprechsituation“ technisch unterstützt. 

Ein zentrales Element dieser neuen Architektur ist die Implementierung von Mechanismen zur 
Perspektivenverschränkung. Während heutige Algorithmen Nutzer in Filterblasen isolieren, 
müsste eine vernunftorientierte Technik gezielt „Serendipität“ und Widerspruch fördern. Das 
bedeutet, dass die Architektur so programmiert sein sollte, dass sie den Nutzer regelmäßig mit 
begründeten Gegenpositionen konfrontiert, die außerhalb seiner gewohnten Präferenzen liegen. 
Dies wäre keine Bevormundung, sondern eine technische Unterstützung der kognitiven Arbeit, 



die für eine reife Urteilskraft notwendig ist. Zudem müssten Plattformen Funktionen zur 
Verlangsamung des Austauschs integrieren – etwa durch die verpflichtende Kennzeichnung von 
Quellen oder durch Moderationswerkzeuge, die auf der Identifikation von logischen 
Fehlschlüssen basieren, anstatt nur auf Klickraten zu optimieren. 

Habermas sieht hierbei vor allem den Staat und die Zivilgesellschaft in der Pflicht, 
öffentlich-rechtliche Kommunikationsräume im Digitalen zu schaffen. Diese Räume dürften nicht 
der ökonomischen Logik der Datenverwertung unterliegen, sondern müssten als digitale 
Allmende (Gemeingut) organisiert sein. Eine solche Architektur würde die Intersubjektivität 
stärken, indem sie die Anonymität dort aufhebt, wo sie zur Entmenschlichung führt, und sie dort 
schützt, wo sie zur freien Meinungsäußerung notwendig ist. Sie würde den „idealen Zuhörer“ 
technisch simulieren, indem sie Räume schafft, in denen die Qualität der Begründung mehr 
Gewicht hat als die virale Reichweite. Damit würde die Technik zum infrastrukturellen Rückgrat 
einer neuen Aufklärung, die das Subjekt nicht länger als manipulierbares Datenobjekt, sondern 
als autonomen Partner im Gespräch adressiert. 

9.3.4 Fazit: Die Verteidigung der Vernunft gegen die digitale 
Selbstobjektivierung  

Die Frage nach dem Schicksal des menschlichen Geistes im digitalen Zeitalter ist die Frage 
nach der Gefahr einer digitalen Selbstobjektivierung: Der Mensch droht, sich selbst nicht mehr 
als autonomes Subjekt wahrzunehmen, das durch Gründe überzeugt werden kann, sondern als 
ein biologisches System, das lediglich auf Datenreize reagiert. Wenn wir akzeptieren, dass 
Algorithmen unsere Entscheidungen besser vorhersagen können als wir selbst, geben wir den 
Kern der Aufklärung preis. 

Habermas begreift die Verteidigung der Vernunft daher als einen Akt des Widerstands gegen 
die totale Quantifizierung des Sozialen. Die Vernunft ist für ihn kein Algorithmus, sondern eine 
lebendige Praxis der Rechtfertigung zwischen freien Individuen. Es geht um mehr als nur um 
Medienregulierung; es geht um die Behauptung des „Raums der Gründe“ gegen einen 
technologischen Determinismus, der die Freiheit des Wortes durch die Effizienz des Codes 
ersetzen will. Er erinnert daran, dass die Mündigkeit des Subjekts kein historisches Relikt ist, 
sondern die unhintergehbare Voraussetzung für eine menschliche Zukunft, in der Technik dem 
Dialog dient und nicht die Herrschaft über ihn übernimmt. 

Die Rückbesinnung auf die Autonomie des Subjekts im Datenstrom  

Während uns das Netz unendliche Wahlmöglichkeiten suggeriert, führt die algorithmische 
Steuerung durch die schleichende Entwöhnung des Subjekts von deigenen Urteilskraft faktisch 
zu einer „neuen Unmündigkeit“. Autonomie bedeutet bei Habermas nicht bloße Willkürfreiheit, 
sondern die Fähigkeit, das eigene Handeln und Denken vor sich selbst und anderen durch 
Gründe zu rechtfertigen. 

Der „Datenstrom“ schafft eine Umgebung, in der uns diese Rechtfertigungslast scheinbar 
abgenommen wird. Algorithmen schlagen vor, was wir lesen, was wir kaufen und wen wir treffen 
sollen. Die Gefahr besteht darin, dass das Individuum diese Vorschläge nicht mehr als externe 
Reize wahrnimmt, sondern sie als Ausdruck seiner eigenen Identität missversteht. Diese 
Selbstobjektivierung – also das Begreifen des eigenen Ichs als ein berechenbares Set von 



Präferenzen – ist der Gegenentwurf zur autonomen Person. Die Rückbesinnung auf die 
Autonomie erfordert daher einen Akt der bewussten kognitiven Anstrengung: das Subjekt muss 
die „algorithmische Bevormundung“ als solche durchschauen und den mühsamen Weg der 
intersubjektiven Prüfung wieder aufnehmen. 

Ein entscheidender Aspekt dieser Rückbesinnung ist die Wiederentdeckung der Fallibilität 
(Fehlbarkeit). Ein Algorithmus beansprucht oft eine mathematische Unfehlbarkeit, die keinen 
Widerspruch duldet. Menschliche Vernunft hingegen lebt vom Bewusstsein des Irrtums und der 
Korrektur durch andere. Autonomie im Datenstrom bedeutet also auch, den Mut zu haben, 
„falsche“ oder „ineffiziente“ Wege zu gehen, die vom Algorithmus nicht vorgesehen waren. Nur 
wer sich dem Diktat der Optimierung entzieht, behauptet den „Raum der Gründe“. Für 
Habermas ist dies die moralische Kernaufgabe: Das Individuum muss sich wieder als Urheber 
seiner Handlungen begreifen, der nicht nur auf Daten reagiert, sondern die Welt aktiv durch 
Kommunikation mitgestaltet. 

Das Fortbestehen der Aufklärung unter den Bedingungen der Künstlichen Intelligenz  

Habermas plädiert für das Fortbestehen der Aufklärung – selbst in einer Welt, die zunehmend 
von Künstlicher Intelligenz (KI) geprägt ist. Die zentrale Frage ist für ihn,  ob die „Vernunft“ eine 
rein menschliche Eigenschaft bleibt oder ob sie durch maschinelle Intelligenz ersetzt werden 
kann. Habermas zieht hier eine klare Grenze: KI kann zwar Informationen verarbeiten, Muster 
erkennen und Entscheidungen optimieren, aber sie kann niemals kommunikativ handeln. 

Habermas argumentiert, dass Aufklärung kein technischer Zustand ist, den man 
„programmieren“ kann, sondern ein fortlaufender sozialer Prozess. KI-Systeme basieren auf 
statistischen Wahrscheinlichkeiten der Vergangenheit; sie können keine neuen moralischen 
Horizonte erschließen oder die Welt aus der Perspektive eines leidenden Mitmenschen 
verstehen. Das Projekt der Moderne – die Gestaltung einer Gesellschaft nach Prinzipien, die wir 
uns selbst in Freiheit gegeben haben – kann daher nicht an Maschinen delegiert werden. Die 
Gefahr der KI liegt laut Habermas weniger in einer „feindlichen Übernahme“ durch die Technik, 
sondern in der freiwilligen Kapitulation der Menschen vor der vermeintlichen Überlegenheit der 
Daten. 

Das Fortbestehen der Aufklärung unter Bedingungen der KI bedeutet daher, die KI als ein 
Werkzeug zu begreifen, das streng dem „Raum der Gründe“ untergeordnet bleiben muss. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass die algorithmische Logik die normative Debatte ersetzt. Die digitale 
Provokation zwingt uns dazu, uns wieder bewusster auf das zu besinnen, was uns als 
Menschen ausmacht: die Fähigkeit, einander Rechenschaft abzulegen und durch das bessere 
Argument eine gemeinsame Welt zu bauen. Die Vernunft muss sich gegen ihre eigene 
technische Selbstobjektivierung behaupten, um die Freiheit des Wortes in einer Welt der Daten 
zu retten. 
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